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Vorwort  
 

Die Oberbergische Gesellschaft zur Hilfe für psychisch Behinderte mbH (OGB) begleitet erwachsene 

Menschen mit Pflegebedarf, psychischen Beeinträchtigungen und Abhängigkeitserkrankungen. 

Wir bieten begleitende Unterstützung im Bereich Wohnen, Pflege, Tagestruktur und Freizeit.  

Gemäß unserem Leitbild „Miteinander – Füreinander“ setzen wir uns dafür ein, dass die von uns 

begleiteten Menschen ihr Leben möglichst selbstbestimmt gestalten können.  

Die OGB sieht sich dem Wohl und der Förderung ihrer Klientel in den besonderen Wohnformen, 

unserer Pflegeeinrichtung, den Tagesstätten und im ambulanten Versorgungsbereich in besonderem 

Maße verpflichtet. Überall dort wo Menschen mit unterschiedlichen Bedürfnissen, Bedarfen und 

Wertvorstellungen zusammenkommen, leben und ihre Zeit verbringen, können sich Spannungsfelder 

ergeben, die Gefahren von Grenzüberschreitungen bergen. Insbesondere Menschen, die in 

institutionellen Einrichtungen leben, sind Studien zufolge in besonderer Weise dem Risiko physischer 

und psychischer Gewalt, sexueller Grenzüberschreitung, Willkür und Diskriminierung ausgesetzt. 

Aktuelle Untersuchungen zeigen darüber hinaus, dass Menschen mit Behinderungen häufiger Opfer 

von sexueller Gewalt sind. Aus den Erfahrungen der Vergangenheit, dass Grenzüberschreitungen in 

Einrichtungen möglicherweise verschwiegen oder nicht erkannt wurden, leitet sich die dringende 

Notwendigkeit ab, dieses Thema erneut und dauerhaft in den Fokus zu nehmen. Dem Leitungsteam 

der OGB ist es ein besonderes Anliegen, im Vorfeld darauf hinzuweisen, dass es nicht unsere Absicht 

ist, unsere Mitarbeitenden im Rahmen ihrer Tätigkeit, unser Klientel oder beteiligte Dritte zu 

kriminalisieren oder Grenzüberschreitungen zu unterstellen. Uns ist aber sehr wohl bewusst, dass es 

im Rahmen unseres Dienstes, für die uns anvertrauten Menschen zu Grenzerfahrungen kommen 

kann, in denen die von uns durchgeführten pädagogischen Maßnahmen als grenzüberschreitend 

oder sogar als gewalttätig interpretiert werden können. Daher ist es sehr wichtig, derartige 

Grenzerfahrungen, z.B. bei der Betreuung von Menschen mit herausfordernden Verhaltensweisen 

oder unter Suchtmitteleinfluss, persönlich und im Team immer wieder kritisch zu reflektieren und 

wertfrei zu analysieren. Im Einzelfall sollen die in diesem Konzept aufgezeigten Regeln und 

Verfahren, die möglicherweise vorhandenen Unsicherheiten in professionelle und kompetente 

Handlungssicherheit wandeln. Es geht keinesfalls darum, vermeintliches Fehlverhalten zu verurteilen. 

Vielmehr möchten wir eine wertfreie Analyse der angezeigten Situationen anstoßen und die 

Handlungskompetenz aller Beteiligten erhöhen. Vorausgesetzt wird hierbei immer die Fähigkeit der 

Selbstreflexion bei den betroffenen Mitarbeitenden, Klient*innen und beteiligten Dritten. Ist diese 

Reflexion nicht gegeben, muss nicht von einer Grenzüberschreitung, sondern von einem Übergriff 

ausgegangen werden. Letztere muss dann, unserem Selbstverständnis folgend, entsprechend 

geahndet werden. Das vorliegende Konzept kann nicht als generelle Handlungsanweisung verstanden 

werden. Vielmehr soll es den Prozess ermöglichen, eine gemeinsame Kultur der Achtsamkeit und 
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Transparenz sowie eine verbindliche und gemeinsame Grundhaltung innerhalb der OGB zu 

entwickeln und zu etablieren. Durch die Implementierung dieses „Konzeptes zur Gewaltprävention 

und zum Schutz vor Ausübung von Machtmissbrauch“ erfüllen wir gleichzeitig die „Ordnung zur 

Prävention gegen sexualisierte Gewalt an Minderjährigen und schutz- oder hilfebedürftigen 

Erwachsenen“ (PräO), die Vorgaben des „Wohn- und Teilhabegesetzes“ (WTG NRW), wie der UN 

Behindertenrechtskonvention und des Bundesteilhabegesetztes. Gewaltprävention erfordert eine 

achtsame und entschiedene Haltung eines jeden einzelnen Mitarbeitenden und jeder Klientel in der 

OGB. Mit dem vorliegenden Präventionskonzept werden erstmals die seit vielen Jahren installierten 

einzelnen Präventions- und Schutzmaßnahmen transparent zusammengefasst und erhalten damit 

einen für das Unternehmen klaren und verbindlichen Rahmen. Es umfasst alle schützenden 

Strukturen, die in unseren Einrichtungen und Bereichen wirksam sind und basiert auf einer Kultur der 

Wertschätzung, die die Basis aller beschriebenen Maßnahmen ist. Das vorliegende 

Präventionskonzept ist kein starres Instrumentarium, sondern wird in einem fortlaufenden Prozess 

wiederholt thematisiert, reflektiert und weiterentwickelt. Im Jahr 2017 wurde das Leitbild in einem 

intensiven Prozess von Klient*innen, Angehörigen und Mitarbeitenden erarbeitet und formuliert. In 

diesem Leitbild wird die Grundlage unseres gemeinsamen Miteinanders beschrieben. „Miteinander – 

Füreinander“ bedeutet: Die Ermöglichung von Teilhabe, eine Haltung von Respekt und 

Wertschätzung, die Befähigung zur größtmöglichen Selbstbestimmung und die Förderung von 

Entwicklung. Grundlegend ist unsere Haltung des Respekts und der Wertschätzung, die wir allen 

Menschen, die unser Hilfeangebot annehmen möchten unabhängig von deren Nationalität und 

Hautfarbe, sexueller Orientierung und Religion entgegenbringen. Die Achtung und die Wertschätzung 

eines jeden Menschen finden ihren Ausdruck im alltäglichen Miteinander. In diesem Sinne begegnen 

sich die Menschen (Klient*innen, Betreuende, Mitarbeitende und ehrenamtlich Tätige) mit 

gegenseitiger Wertschätzung und Akzeptanz. 
 

 

 

_____________________________    _______________________________ 

Simone Ufer       Michaela Döhl-Becker 

Geschäftsführung      Betriebsleitung  
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Definition von Gewalt und Machtmissbrauch  
und deren Formen   

Gewalt, die:  

„Macht, Befugnis, das Recht und die Mittel, über jemanden, etwas zu bestimmen, zu herrschen 

a. unrechtmäßiges Vorgehen, wodurch jemand zu etwas gezwungen wird 

b. [gegen jemanden, etwas rücksichtslos angewendete] physische oder psychische 

Kraft, mit der etwas erreicht wird  

c. (gehoben) elementare Kraft von zwingender Wirkung.“1 

Machtmissbrauch, der: 

„Missbrauch, den ein Herrschender o. Ä. mit der ihm übertragenen Macht treibt“2 

Im Folgenden werden die Dimensionen von Gewalt näher beleuchtet, die im Kontext der Betreuung 

von Pflegebedürftigen oder Personen, die besonderen Schutzes bedürfen, Relevanz haben. Im 

Speziellen erörtern wir die besonderen Herausforderungen, die wir an unser Unternehmen und 

explizit die Leitungskräfte stellen, um strukturelle Gewalt und institutionellen Machtmissbrauch zu 

unterbinden.  

 

Es ist notwendig, sich die Dimensionen und Erscheinungsformen von Gewalt zu verdeutlichen, um 

entsprechende präventive Maßnahmen treffen zu können.   

Zum einen sollte daher zwischen psychischer und physischer Gewalt unterschieden werden. 

Während physische Gewalt in aller Regel auch für Unbeteiligte einfach zu definieren ist, z.B. in Form 

von absichtlichen körperlichen Verletzung des Gegenübers, Freiheitsberaubung, sexuellen 

Missbrauchs, Vergewaltigung u.a. kann psychische Gewalt häufig subtilen Charakter haben und ist 

für Opfer deshalb häufig nur schwer nachzuweisen und für Ausstehende nur bedingt erkennbar.  

Eine bekannte Form der psychischen Gewalt ist das Mobbing, welches eine andauernde 

Ausgrenzung, Erniedrigung und Maßregelung Einzelner darstellt, mit dem Ziel, diese von der 

jeweiligen Gruppe zu isolieren.  

 

Folgende beispielhafte Erscheinungsformen finden sich bei der Ausübung psychischer Gewalt: 

Beleidigung, Verspottung, Verleumdung, Beschimpfung, Erniedrigung, Drohung, Diskriminierung, 

Einschüchterung, Ausgrenzung, u.a.  

                                                           
1 https://www.duden.de/rechtschreibung/Gewalt, Zugriff vom 20.04.2018 
2 https://www.duden.de/rechtschreibung/Machtmissbrauch, Zugriff vom 24.04.2018 

https://www.duden.de/rechtschreibung/Gewalt#Bedeutung1
https://www.duden.de/rechtschreibung/Gewalt#Bedeutung2a
https://www.duden.de/rechtschreibung/Gewalt#Bedeutung2b
https://www.duden.de/rechtschreibung/Gewalt#Bedeutung2b
https://www.duden.de/rechtschreibung/Gewalt#Bedeutung3
https://www.duden.de/rechtschreibung/Macht#b2-Bedeutung-3
https://www.duden.de/rechtschreibung/Gewalt
https://www.duden.de/rechtschreibung/Machtmissbrauch
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Die Mitarbeitenden werden im Zuge von kollegialer Beratung, Supervision, Mitarbeitergespräch und 

Fortbildung sensibilisiert, dass auch verbale Nötigung eine Form von Gewalt darstellt und 

entsprechend sanktioniert werden muss.  

 

 Institutionelle und strukturelle Gewalt 

 Ein besonderes Augenmerk soll, wie eingangs erwähnt, an dieser Stelle auf die Entstehung und 

Ausübung struktureller und institutioneller Gewalt gerichtet werden. Die Arbeit mit Menschen in 

krisenhaften Situationen, physischen oder psychischen Einschränkungen oder besonderen Bedarfen 

erfordert ein hohes Maß an Professionalität, Verantwortungsbewusstsein und ethischer Integrität. 

 Wir sind uns bewusst, dass nur eine entsprechend gelebte Unternehmenskultur erreichen kann, 

strukturelle und institutionelle Gewalt selbstkritisch zu erkennen, zu analysieren, und zu evaluieren, 

um Raum für ein professionelles und engagiertes Miteinander zu schaffen, denn „strukturelle Gewalt 

geht nicht von einzelnen Tätern aus, sondern ist die Folge von gesellschaftlichen Bedingungen.“3 

 

Eine adäquate Auseinandersetzung mit Gewaltausübung und Machtmissbrauch innerhalb von 

Institutionen setzt zudem eine detaillierte Benennung möglicher Risikofaktoren voraus. Folgende 

exogene und indigene Aspekte können unterschiedliche Formen von Gewalt und Machtausübung 

begünstigen:  

 zu hohes Arbeitsaufkommen durch Unterbesetzung, Überstunden, Schicht- und Nacharbeit; 

daraus resultierend zu wenig Zeit für Bewohner*innen und Klienten und Klientinnen, 

Stressabbau und Reflexion der eigenen Arbeit 

 psychische Belastungen und fachliche Überforderung durch verbal, physisch oder psychisch 

aggressive Bewohner*innen  

 mangelnde gesellschaftliche Anerkennung der eigenen beruflichen Tätigkeit und geringe 

Entlohnung 

 private Belastungssituationen 

 unzureichende Abgrenzungsfähigkeit, mangelnde fachliche Kompetenz 

 fachliche Unterforderung  

 problematische Beziehungen zu Vorgesetzten und/oder dem Kollegium 

In der Konsequenz können daraus beispielhaft resultieren 

 paternalistischer Führungsstil 

                                                           
3 https://www.vbg.de/wbt/gewaltpraevention/daten/html/404.htm, Zugriff vom 24.05.2018 

https://www.vbg.de/wbt/gewaltpraevention/daten/html/404.htm
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 Vorenthalten oder Einteilen von Ressourcen, wie Wissen und Information aber auch Geld, 

Nahrung, u.a. 

 mangelnde Transparenz bzgl. pädagogisch begründeter Sanktionen 

 Kontrolle und Einschränkung der Bewohnerkontakte 

 Missachtung der Privatsphäre von Klientin*en und Bewohner*innen 

 verbale Gewalt gegen Klient*innen und Mitarbeitende 

 u.a. 

 

Ein Bewusstsein für die o.g. Faktoren, deren Erscheinungsformen und deren Konsequenzen zu 

wecken, ist Voraussetzung, um Bedingungen zu schaffen, die gegenteilig wirken. Explizit stellen wir 

unseren Umgang mit jenen Herausforderungen im Folgendem dar.  

 

Allgemeine Präventions- und Schutzmaßnahmen  
 

 Risikoanalyse und Gefährdungsbeurteilung 

Im Rahmen der rechtlichen Vorgaben zur Gewährleistung der Arbeitssicherheit wurde für alle 

Einrichtungen der OGB eine Gefährdungsanalyse zur Thematik Gewalt und gewaltsame Übergriffe 

erstellt, die dazu dient, Gefahrenpotentiale zu identifizieren und mögliche Maßnahmen und 

Handlungsansätze auszuweisen. Zur Risikoeinschätzung dient die Systematik der BAuA und der 

gewerblichen Berufsgenossenschaften (s. Tabelle).  

 

Quelle: Lehrmaterial für die Ausbildung zur Fachkraft für Arbeitssicherheit der Bundesagentur für 

Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin und der gewerblichen Berufsgenossenschaften in DGUV 

Information 207-025: Prävention von Gewalt und Aggression gegen Beschäftigte im 

Gesundheitsdienst und in der Wohlfahrtspflege Eine Handlungshilfe für Arbeitgeber und 

Arbeitgeberinnen, Berlin, November 2018. 
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Turnusmäßige Evaluationen der Befragungen von Klient*innen und Mitarbeitenden, sowie die 

Auswertung von Erste Hilfe Büchern, Meldungen von Arbeitsunfällen, sonstigen besonderen 

Vorkommnissen und Beschwerdeerfassungen tragen dazu bei, ein umfängliches Bild möglicher 

Gefährdungen abzuzeichnen.  

Die Gefährdungsbeurteilungen berücksichtigen folgenden Konstellationen möglicher 

Gewaltvorkommnisse:  

 Mitarbeiter*in übt Gewalt gegen Klient*in aus 

 Klient*in übt Gewalt gegen Mitarbeiter*in aus 

 Klient*in übt Gewalt gegen Klient*in aus 

 Mitarbeiter*in übt Gewalt gegen Mitarbeiter*in aus.  

Die Auseinandersetzung mit allen Tatkonstellationen ist unumgänglich, um die Legitimation von 

Gewalt im Grundsatz abzulehnen. Wir vertreten die Auffassung, dass unser eigenes Verhalten den 

maßgeblichen Rahmen schafft, Klient*innen zu adäquatem (Sozial-) Verhalten zu animieren.  

Grundsätzlich gehen wir davon aus, dass einem Gewaltereignis ein Konflikt (-gespräch) vorausgeht, 

bilden in unserer Gefährdungsbeurteilung jedoch auch den gewalttätigen Übergriff aufgrund 

psychischer Erkrankung von Klient*innen (bspw. paranoide und/oder wahnhafte Störung), 

institutioneller Diskriminierung und unbeabsichtigter Grenzverletzung ab.  

Die individuelle Gefährdungsbeurteilung findet sich in der jeweiligen Einrichtung, sollte jedem 

Mitarbeitenden bekannt sein und ist für Klient*innen auf Wunsch einzusehen.   

 

 Auszug aus dem Leitbild 

Das Leitbild der OGB ist ein verbindliches Instrument, welches konzipiert wurde, um Haltungen und 

Werte des Unternehmens zu verschriftlichen. Mitarbeiter*innen erhalten das Leitbild bereits als 

Bestandteil ihrer Einarbeitungsmappe, um sich bereits  vor Beschäftigungsaufnahme mit unseren 

Grundüberzeugungen vertraut zu machen.  

 Das Leitbild der OGB wurde im Trialog erarbeitet. In einer Gruppe von interessierten Nutzer*innen 

unserer Angebote und Einrichtungen, deren Angehörigen und unseren Mitarbeitenden im Austausch 

mit der Geschäftsführung und Betriebsleitung wurde viel erörtert, diskutiert und evaluiert. 

Während sechs Treffen wurde in Kleingruppen gearbeitet, sich folglich untereinander rege 

ausgetauscht und intensiv beraten um dieses Leitbild gemeinsam zu erstellen. 

Zur weiteren Qualitätssicherung trifft sich diese Arbeitsgruppe zweimal im Jahr um das Leitbild zu 

überprüfen und gegebenenfalls neue Ideen, Sichtweisen und Anregungen einzupflegen. 

Wer wir sind und was wir tun 

Die OGB ist die Oberbergische Gesellschaft zur Hilfe für psychisch Behinderte mbH, eine 

gemeinnützige GmbH. Menschen in Krisensituationen, Menschen die unter einer psychischen 
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Erkrankung leiden, Jugendliche und Erwachsene mit Suchtmittelabhängigkeiten und Angehörige von 

Menschen mit psychischen Erkrankungen können sich an Dienste und Einrichtungen der OGB wenden. 

Dort erhalten sie im Bedarfsfall Beratung, Unterstützung, Begleitung, nach Erfordernis 

Weitervermittlung an Institutionen außerhalb der OGB. 

Über den gesamten Oberbergischen Kreis verteilt unterhält die OGB Sozialpsychiatrische Zentren 

sowie Wohn- und Versorgungszentren. 

Unsere ambulanten Beratungsangebote sind niederschwellig, das heißt, Menschen in 

Krisensituationen und Menschen, die eine Beratung suchen, können die entsprechenden Dienste der 

OGB ohne Überweisung und kostenlos in Anspruch nehmen. Gemeinsam mit den Mitarbeiter*innen 

des Sozialpsychiatrischen Dienstes oder den Mitarbeiter*innen der Kontaktstellen wird überlegt, 

welche weiteren Schritte unternommen werden. 

Nach dem individuellen Bedarf wird geplant, ob ambulante oder teilstationäre Angebote passend sind 

oder der Einzug in einem unserer Wohn- und Versorgungszentren geplant wird. Probebesuche oder 

Probewohnen in unseren Einrichtungen können bereits vereinbart werden, wenn sich ein Klient*innen 

noch in klinischer Behandlung oder einem anderen Wohnheim befindet. 

 

Das Leitbild hat zwei Ausrichtungen  

Es ist nach außen gerichtet  

Klient*innen/Nutzer*innen, Angehörige, Menschen auf der Suche nach Hilfsangeboten, Ärzte, 

Mitarbeiter*innen in Beratungsstellen, Mitarbeiter*innen im sozialen Bereich auf Stellensuche, 

Kostenträger, andere Anbieter und Interessierte können sich hier informieren und orientieren. 

Es ist nach innen gerichtet 

Alle Mitarbeiter*innen, die Einrichtungsleitungen sowie die auf der Geschäftsführungsebene tätigen 

Personen kennen und befürworten die Richtlinien und Haltungen. Die Akzeptanz auf allen Ebenen des 

Unternehmens gibt Sicherheit, stärkt das Wir Gefühl und erhöht die Motivation der  

Mitarbeiter*innen. 

 

Werte und Grundlagen 

Allen Menschen, die unser Hilfeangebot annehmen möchten bringen wir Respekt und Wertschätzung 

entgegen. Unabhängig von Nationalität und Hautfarbe, sexueller Orientierung und Religion kann sich 

jeder Mensch an uns wenden. 

Eine der Grundlagen ist, die Fähigkeiten und Stärken unserer Klient*innen wahrzunehmen und ihre 

Rechte zu stärken. Gemeinsam entwickeln wir Perspektiven und Ziele, die unsere 

Klient*innen/Nutzer*innen dazu befähigen, ein möglichst selbstbestimmtes und selbstständiges 

Leben führen zu können.  

Grenzen rechtlicher, ethischer und moralischer Grundlage achten wir und suchen gemeinsam mit 
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allen am Prozess Beteiligten nach Lösungen. 

 

Wie gehen wir miteinander um/ Wie begegnen wir uns 

Unser Umgang miteinander ist respektvoll und ehrlich. Konstruktive Kritik begreifen wir als Motor für 

Verbesserungen und Veränderungen. Wir sind in der Lage, Kritik an jeder Stelle einbringen zu können, 

sowie Kritik anzunehmen. 

Die Individualität des Einzelnen, sowohl der Klient*innen als auch des Mitarbeiter*innen sehen wir als 

Ressource. Problemlösungen und Unterstützungen werden individuell in gegenseitiger Wertschätzung 

und Akzeptanz geplant und umgesetzt. 

Grenzen der Umsetzbarkeit von Wünschen und Zielen begründen wir und machen sie transparent. 

 

Nachhaltigkeit und Umwelt 

In Zeiten knapper werdender Ressourcen sind wir uns unserer Verantwortung bewusst, sorgsam und 

sparsam mit unseren Wirtschaftsgütern und unserer Umwelt umzugehen. 

Unsere Einrichtungen und Dienste kaufen überwiegend ortsnah ein. Wo es möglich ist, nutzen wir das 

papierlose Büro.  

Wir bilden einrichtungsübergreifend Fahrgemeinschaften, bei Fahrten wie zum Beispiel zu Feiern in 

den Einrichtungen oder bei Fortbildungen für Mitarbeiter*innen außerhalb. 

Alle Einrichtungen der OGB beziehen den Strom von einem Anbieter, der ihn ausschließlich aus 

erneuerbaren Energiequellen herstellt. 

 

Was ist uns für die Zukunft wichtig 

Wir treiben die Inklusion unserer Nutzer*innen und Klient*innen voran und unterstützen so die 

Integration des Einzelnen in die Gesellschaft des Oberbergischen Kreises. 

 

 Dokumentation und Sprache  

Die OGB arbeitet zur Sicherstellung einer guten Dokumentation und Zielplanung / Überprüfung mit 

der IGHP (individuelle gemeindenahe Hilfeplanung) und dem Bedarfsermittlungsinstrument 

Nordrhein-Westfalen des LVRs (BEI NRW). 

Eine gendergerechte Sprache ist uns wichtig. Wir motivieren auch unsere Klient*innen 

wertschätzend in Dialog zu treten und Sensibilität in Bezug auf die Kommunikation mit ihrem Umfeld 

zu erproben.    
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 Qualitätsmanagement und strukturelle Elemente 

Das Qualitätsmanagement der OGB sichert den adäquaten Umgang mit Gewaltvorfällen und trägt 

somit auch zur Prävention von gewalttätigen Übergriffen bei.  

Qualität entsteht durch die Entwicklung eines gemeinsamen Qualitätsverständnisses, bei der 

Reflektion der zurückliegenden Arbeit und bei der Planung und Ausführung der kommenden 

Aufgaben. Das Qualitätsmanagement hält eine Vielzahl von Instrumenten bereit, Qualität von 

Betreuung zu messen, Gewaltereignisse zu erfassen und zu evaluieren und präventive Maßnahmen 

anzuregen. Die Bereitstellung von Prozessen und Konzept schafft Transparenz und Verbindlichkeit 

der jeweiligen Arbeitsabläufe.  

Als weitere strukturelle Instrumente sind zu benennen:  

- Die Einrichtungen und Dienste der OGB kooperieren untereinander. Sie arbeiten mit allen 

anderen Institutionen des Gemeinde – Psychiatrischen - Verbundes und anderen 

Kooperationspartnern zusammen. 

- Aktuellen Entwicklungen und Prozessen begegnet der Träger mit (multiprofessionellen) 

Arbeitskreisen, im Falle des Pandemiegeschehens Corona mit einem Krisenstab, dessen 

regelmäßiger Austausch zur Transparenz und Entscheidungsfindung beiträgt. 

- - Monatlich werden Leiterrunden und Leitertreffs abgehalten, in denen die Fachkräfte sich 

über aktuelle Entwicklungen verständigen, bei den jährlichen stattfindenden 

Klausurtagungen, werden darüber hinaus allgemeingültige konzeptionelle Aspekte entwickelt 

und entsprechende Prozesse beschrieben. Die Einrichtungsleitungen treffen sich regelmäßig 

mit der Geschäftsführung und der Betriebsleitung, so wird ein Austausch von beiden Seiten 

gewährleistet. Zusätzlich stehen der Leitung sowohl Kollegiale Beratung als auch 

Supervision auf Leiterebene als Instrument zur Verfügung. 

- Durch die multiprofessionelle Zusammensetzung der Teams wird den mannigfaltigen 

Bedürfnissen der Klientel und Bewohnerschaft Rechnung getragen. 

- Der Besuch des Werkarztzentrums, sowie ein Erste-Hilfe-Kurs und ein Fahrsicherheitstraining 

sind darüber hinaus obligatorisch. Gefährdungsbeurteilungen und regelmäßige Treffen des 

Ausschusses für Arbeitssicherheit garantieren einen bestmöglichen Schutz der Klient*innen 

und des Personals der OGB.  

- Organigramme und Stellenbeschreibungen zeichnen Zuständigkeiten und 

Verantwortlichkeiten ab und beschreiben die Tätigkeiten der Mitarbeiter transparent.   

- Gemäß den rechtlichen Anforderungen an Personal, welches mit vulnerablen 

Personenkreisen arbeitet ist das Vorlegen eines erweiterten Führungszeugnisses von Haupt- 

und Ehrenamtlichen obligatorisch.  
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Prävention auf allen Ebenen 

 Instrumente der Gewaltprävention auf Mitarbeiter*innen- und 
Führungsebene 
 

- Die Mitarbeiter*innen der OGB bringen die Bereitschaft mit, ihre Professionalität durch 

kontinuierliche Mitarbeit in der Qualitätssicherung zu stärken und auf dem aktuellen Stand 

zu halten. Dazu besuchen sie unter anderem interne und externe Fortbildungen. Der Träger 

legt hohen Wert auf eine sachgerechte Umsetzung fachlicher Methoden und einer 

professionellen Beziehungsgestaltung auf Grundlage eines geklärten und validen 

Rollenverständnisses. Entsprechende Fort- und Weiterbildungsbedarfe werden daher im 

Einarbeitungskonzept abgebildet. Haben Mitarbeiter*innen spezielle Kenntnisse auf einem 

für die anderen Mitarbeiter*innen relevanten Gebiet, werden sie ermutigt, selbst eine 

Fortbildung durchzuführen. Regelmäßig findet einrichtungsübergreifend kollegiale Beratung 

statt. Eine Sensibilisierung der Mitarbeitenden durch Vermittlung des Leitbildes und 

spezielle Schulungen/ Fortbildungen wie z.B. das Deeskalationstraining und 

Fortbildungsmöglichkeiten zu den verschiedenen Krankheitsbildern finden bereits in der 

Phase der Einarbeitung statt, welche mit Hilfe des Einarbeitungskonzepts untermauert 

werden. Hospitationen in anderen Einrichtungen der OGB sind für alle Mitarbeiter einmal 

jährlich verbindlich und begünstigen zum Einen einen Zugewinn an fachlicher und 

methodischer Kompetenz, schärfen zum Anderen aber auch die soziale Kompetenz und den 

Solidaritätsgedanken.   

- Wertschätzende Personalführung und Mitarbeitergespräche beinhalten, Leistungen 

anzuerkennen, Feedback zu geben und gemeinsam Perspektiven zu entwickeln. Störungen 

beider Seiten können so frühzeitig angesprochen werden. Eine offene 

Kommunikationskultur zu etablieren bedeutet in diesem Kontext Offenheit bei 

Störungen/Beschwerden, Transparenz bei der Entscheidungsfindung und gegenseitiges 

Vertrauen unter Kollegen, Kolleginnen und Vorgesetzten vorzuleben.  

- Mitarbeiter*innengespräche finden im jährlichen Turnus statt. Diese werden evaluiert und 

bilden die Grundlagen für weitergehende konzeptionelle Überlegungen (z.B. Erhebung der 

Fortbildungsbedarfe, u.a.) Im vergangen Jahr wurden diese Mitarbeiter*innengespäche 

darüber hinaus evaluiert. Ein besonderer Fokus lag auf der Einschätzung der Mitarbeitenden, 

inwieweit sie die Gespräche als bereichernd und wertschätzend einstufen.   

- Tägliche Übergaben, wöchentliche Teamsitzungen in den einzelnen Einrichtungen, sowie 

regelmäßige Teamsupervisionen und die Möglichkeit der Einzelsupervision bei Bedarf 

dienen der Reflektion der eigenen Arbeit, zur gegenseitigen Unterstützung und dem 

regelmäßigen (teamübergreifenden)Austausch. 
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- Regelmäßig finden Betriebsversammlungen statt. Der Betriebsrat steht regelmäßig mit den 

Mitarbeiter*innen und der Geschäftsführung über zu ergreifende Maßnahmen im Austausch 

und informiert durch regelmäßige Infos über Neuerungen und Entwicklungen.  

- Die OGB hält für langzeiterkrankte Mitarbeiter*innen ein betriebliches 

Eingliederungsmanagement mit entsprechend geschulten Fachkräften bereit. Die 

Mitarbeiter*innen werden so im Prozess der Widereingliederung frühzeitig begleitet und 

unterstützt, eine mögliche Überforderung kann so abgewendet werden.  

 

 Instrumente der Gewaltprävention auf Ebene der 
Bewohner*innen 
 
- Wesentliche Prozesse wie die Aufnahme in die besondere Wohnform, die Erstellung der 

Mietunterlagen und Sicherstellung des Zahlungsflußes, der Umgang mit pandemischem 

Geschehen, u.a. sind mit einer Prozessbeschreibung und Verfahrensanweisung 

hinterlegt. Hierdurch entsteht für alle Beteiligten die notwendige Transparenz.  

- Die OGB verfügt über ein zentrales Anfragemanagement. Dieses garantiert eine 

passgenaue Vermittlung von Klient*innen zu den jeweiligen Angeboten des Trägers.  

- Schon vor Einzug sollten die Bewohnenden über ihre Rechte und Pflichten aufgeklärt 

werden, damit Sie wissen, mit welcher Grundhaltung die Einrichtungen/Mitarbeitenden 

der OGB arbeiten und welche Instrumente zur Durchsetzung dieser Grundhaltung 

bereitgehalten werden. 

- Dazu zählt unter anderem das Beschwerdemanagement. Es kann präventiv vor 

Aggressionen und impulsiven Ausbrüchen schützen, indem Alternativen aufgezeigt und 

der empfundenen Machtlosigkeit entgegengewirkt werden kann. Ein anonymer 

Beschwerdekasten und ein Ansprechpartner sind für jeden Bewohnenden/alle 

Klient*innen und Kontaktstellenbesuchenden zugänglich (Informationsaushang mit 

Ansprechpartnern und Sprechzeiten).  

- Die Benennung einer festen Ansprechpartner*in/Bezugsbetreuer*in gibt dem 

Bewohnenden/Klientel Sicherheit und Vertrauen.  

- Ein weiteres wichtiges Instrument ist das frühzeitige Wahrnehmen und Ansprechen von 

Problemen. Dies geschieht im täglichen Umgang, aber auch in den regelmäßigen 

Hausrunden der Einrichtungen und Teamsitzungen. 

- Der Heimbeirat unterstützt die Bewohner*innen bei der Durchsetzung ihrer Anliegen. Es 

finden regelmäßige Heimbeiratssitzung statt, in denen sich Bewohner*innen 

austauschen können, Anregungen sammeln und Vorschläge erarbeiten.  
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- Jährliche Klient*innenbefragungen durch das Qualitätsmanagement erfassen 

Veränderungswünsche und Belange von Klient*innen und schaffen durch ihre 

Anonymität einen Rahmen, auch kritisch zu Einrichtung, Prozessen und Mitarbeitenden 

Bezug zu nehmen.   

 

Die konkreten Umsetzungen der hier benannten Instrumente und Maßnahmen finden in Kapitel 

„Einrichtungsinterne Aspekte“ Anwendung und werden dort für die jeweiligen Betreuungsformen 

verdeutlicht.  

 

Handlungsleitfäden und Hilfen bei gewalttätigen Übergriffen 

Während im ersten Teil dieses Konzepts vor allem eine theoretische Auseinandersetzung mit 

Instrumenten zur Gewaltprävention vorgenommen wurde werden im zweiten Teil konkreten 

Handlungsempfehlungen durch entsprechende Leitfäden dargestellt, welche wegweisenden 

Charakter für den Umgang mit entsprechenden Gewaltereignissen haben. Diese sind: 

 Verhalten in Gewaltsituationen/Sofortmaßnahmen 

 Verhalten in Beschwerdesituationen über Gewalt 

 Mögliche Maßnahmen nach Gewaltsituationen.  

Uns ist bewusst, dass nicht „blind“ jede Maßnahme aus einer individuellen Situation abgeleitet 

werden kann, erhoffen uns aber, Sicherheit und Transparenz für Mitarbeitenden, Bewohner*innen 

und Betroffene zu schaffen.  

Nachfolgend werden interne und externe Kontakte einschließlich Beratungsstellen benannt, welche 

im Falle eines gewaltsamen Übergriffs kontaktiert werden müssen oder können.  

Neben den Handlungsleitfäden und der Adressliste finden sich kurze Essays der jeweiligen 

Einrichtungs- und Bereichsleitungen, in denen der Einsatz der eingangs dargestellten Instrumente im 

jeweiligen Betreuungskontext praktisch erläutert wird.  
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Verhalten in Gewaltsituationen/Sofortmaßnahmen 

 

Im Vordergrund jeder Gewaltsituation steht der Eigenschutz, das bedeutet im Ernstfall kein Eingriff, 

sondern das Verlassen der Situation und das Absetzen eines Notrufs! 

 

 

 

Versuch der 
Deeskalation

•Unterbrechung der Gewalthandlung (ruhiges, klares, entschiedenes Vorgehen)

•Hinzuziehen einer weiteren Fachkraft

•ggf. Hinzuziehen der Polizei und/oder Ärzte

Beruhigung der 
Situation

•räumliche Trennung von Tätern und Opfern, Schutz der betroffenen 
Person/Opfer in Sicherheit bringen

•Unterstützung geben (medizinisch und/oder psychisch)

Klärung

•Gemeinsam mit dem Opfer klären, ob die Polizei eingeschaltet werden soll

•ggf. Hinzuziehen der Polizei und/oder Ärzten

•weiterhin Schutz des Opfers / räumliche Trennung von Täter und Opfer

Information und 
Weiterleitung

•Dokumentation intern

•Information bzw. Vorfall der Einrichtungsleitung schildern

•ggf. Betriebsleitung in Kenntnis setzen

•mögliche Konsequenzen und Maßnahmen nach der Gewalttat besprechen

Maßnahmen 
danach

•Konsequenzen/Maßnahmen umsetzen                                                                     
(siehe Maßnahmen nach Gewaltsituationen)
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Verhalten in Beschwerdesituationen über Gewalt 

 

 

Gespräch

•die Beschwerde ernst nehmen

•Dokumentieren und den weiteren Ablauf erklären

Klärung

•Hinzuziehen einer weiteren Fachkraft (intern oder extern) und weiteren 
Beratungsmöglichkeiten (Team, Supervision, Einrichtungsleitung)

Gesamt-
einschätzung

•Es besteht keine drohende Gefahr für die Person: Dokumentation

•Es besteht eine drohende Gefahr für die Person: weitere Maßnahmen wie folgt

begründeter 
Verdacht

•betroffene Person in Sicherheit bringen und Unterstützung anbieten

•Unterbindung des Kontakts zwischen betroffener und verdächtiger Person

Klärung des 
Sachverhalts

•am besten unterstützt durch eine externe Fachkraft

•Konfrontierung der beschuldigten Person mit den Vorwürfen                        
(Möglichkeit der Stellungnahme)

Maßnahmen

•Bei unbegründetem Verdacht: Rehabilitierung der verdächtigen Person, 
Dokumentation, ggf. Nachbesprechung Team

•Bestätigung des Verdachtes: Einleitung von rechtlichen und einrichtungsinternen 
Schritten (Maßnahmen nach Gewaltsituationen), Vermittlung von Unterstützung, 
ggf. Kontakt zu Polizei/Arzt herstellen, Dokumentation
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Handlungsleitfaden im Umgang mit aggressiven Übergriffen durch 
Klienten oder Klientinnen 

 
erweiterte Prävention: 

 Gewaltschutz- bzw. Deeskalationstraining für jeden Mitarbeitenden 

 Gefährdungsanalyse + Unterweisung im Team bei jährlicher Notfallübung 

 Klar ausformulierte Verhaltensregeln mit der Darstellung von Konsequenzen für 

Klientel/Bewohnerschaft (Hausordnung) 

 Ausweisung eines Fluchtorts innerhalb der Einrichtung 

 ambulante Dienste: 

 Sicherstellung von Vorinformationen bei bekannt aggressiven Klientel 

 Sicherstellung von Doppelbesetzung bei bekannter Problematik 

 

aggressiver Übergriff / Gewaltsituation 

Meldung: 

 extern: Polizei / RTW 

 intern: weiterer Mitarbeiter*innen im Dienst / Rufbereitschaft  
+ Leitung --> Informationsweitergabe Betriebsleitung 
 

Sofortmaßnahmen: 

 Sicherstellung von direkter Entlastung, Gespräch mit 
Führungskraft, alternativ Kollegschaft, in jedem Fall Information 
an die Führungskraft 

 Sofortige Dienstübernahme/Befreiung. Ohne ärztliches Attest 
kann eine Freistellung bis zum dritten Arbeitstag erfolgen, 
darüber hinaus ist ein Arzt zu konsultieren.  

 

Weitere Maßnahmen 

 Eintragung des Übergriffs in das Verbandsbuch 

 Kontaktaufnahme BG Arzt  

 Werksarztzentrum Oberberg e.V. 
Zur Erzgrube 12 
51647 Gummersbach 
Telefon 02261 – 479390 bei Bedarf Freistellung des 
Mitarbeitenden (s. Gesprächsangebot der Leitungskraft)  

 ggf. Strafanzeige vom Arbeitgeber/ Wohnform gegen das Klientel 
 

Maßnahmen zur Genesung des Mitarbeitenden 

 dem betroffenen Mitarbeitenden wird seitens der Leitung/ 
Vertretung (innerhalb von drei Tagen) Gespräch angeboten 

 Klärung für zukünftigen Unterstützungsbedarf 
(Hintergrundrufbereitschaft, Einzel- Gruppensupervision, 
Therapeut, BEM) 

 

Mögliche Maßnahmen/Voraussetzungen bzgl. der Wiederaufnahme 
der Arbeit klären 
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  weiterhin Hintergrundrufbereitschaft, nur zu zweit im Dienst 

 Klärung des Vorfalls/ Aussprache (wenn möglich auch unter 
Beteiligung des Aggressors) 

 

Teammaßnahmen: 

 Teamsupervision 

 Klärung des weiteren Verlaufs 

 Überprüfung der Gewaltprävention/ Gefährdungsanalyse 
 

Konsequenzen für die Klientel: 

 Besprechung des Vorfalls mit der Einrichtungsleitung (und dem 
betroffenen Mitarbeitenden), optional 

 Strafanzeige 

 Abmahnung / Kündigung  
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Mögliche Maßnahmen nach Gewaltsituationen 

 

 

 

 

 

 

 
 

 

Bewohner*innen/ 
Klientel

Betreuungswechsel

Aufarbeitung in der 
Gruppe/ Einrichtung

Einrichtungswechsel

spezielle 
psychologische und 

oder ärztliche 
Betreuung

Mitarbeitende/ 
Team

Dokumentation

Teamsitzung/ 
Supervision/ 

Einzelsupervision

Betreuungswechsel

Deeskelationstraining 
oder andere Schulung

ggf. ärztliche Betreuung

Betriebliches 
Eingliederungs-
management

Führung

Konzeptüberarbeitung

Fachkenntnisse/ 
Ressourcen 

Mitarbeitender 
überprüfen

ggf. Anordnung 
Deeskelationstraining 

oder andere 
Schulungen

Ermahnungs-
Abmahnungsgespräch/ 

Kündigung
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Beratungsstellen 

 

Supervisor 

Supervisor der Einrichtung 

Frauenberatungsstellen  

Hilfetelefon „Gewalt gegen Frauen“ 08000 116 016 

Männerberatungsstelle (Opfer + Täter) 

Männertelefon 069/49 50 446 

Beratung für sexuelle Gewalt 

Hilfetelefon Sexueller Missbrauch 0800 22 55 530 

Beratungsstelle für Opfer von Diskriminierung 

AntiDiskriminierungsBüro Köln / Öffentlichkeit gegen Gewalt e.V.  0221 - 96476300   

Antidiskriminierungsbüro Südwestfalen / VAKS e.V. Siegen   0271 - 31364044 

Beratungsstelle für Opfer von Straftaten 

WEISSER RING e.V. +49 (116) 006 

Ärztlicher Notdienst 

116 117 ärztlicher Bereitschaftsdienst 

112 Rettungsdienst 

Beschwerdestelle intern 

Leitung 

Betriebsleitung Frau Döhl-Becker  02261 – 60340 

Beratungsstelle für Gewaltopfer 

Kreispolizeibehörde Kriminalprävention/Opferschutz: 

Oberbergischer Kreis 02261 – 81 99 885 

Rhein- Bergischer Kreis 02202 – 205 -430 / -434 

Selbsthilfegruppen 

Selbsthilfebüro OBK, Gummersbach 02261 – 816807  

Betriebliches Eingliederungsmanagement  /  BEM Beauftragte/r  

über Verwaltung Rufnummer erfragen 

SPKoM  (Sozialpsychiatrische Kompetenzzentren Migration) 

SPKoM Bergisches Land 0173 – 2480867 / 0151 – 17904333  

SPKoM Südliches Rheinland 0228 – 85027756  

 

 

 

tel:+4922196476300
tel:+4927131364044
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Bereichsinterne Aspekte 

Ambulanter Bereich    

Der Ambulante Bereich benötigt eine ausreichende Anzahl an Mitarbeiter*innen im SPZ mit den 

Bereichen Ambulant Betreutes Wohnen, Kontaktstellenarbeit, Sozialpsychiatrischen Dienst und 

Kommunalen Sozialen Dienst.  

Es handelt sich hierbei um Voll- und Teilzeitstellen, sowie zwei Fahrerinnen und drei 

Reinigungskräfte, die zur Ergänzung des pädagogischen Personals tätig sind. 

Der Dienstplan wird ausgewogen gestaltet und Dienstplanwünsche können berücksichtigt werden.  

Das multiprofessionelle Team umfasst pädagogische, sozialarbeiterische, ergotherapeutische, 

heilerziehungspflegerische und pflegerische Fachkräfte.  

Bei dem Ambulant Betreuten Wohnen handelt es sich um eine aufsuchende Arbeit, die in der Regel 

im häuslichen Umfeld des Klienten erfolgt. Diese Betreuung erfolgt ausschließlich auf freiwilliger 

Basis. Hierfür bedarf es einer Fachärztlichen Stellungnahme, in der die Notwendigkeit der Betreuung 

bescheinigt wird und die auch eine Diagnose enthält. Im Rahmen eines Hilfeplans werden die Ziele 

des Klienten gemeinsam mit der BeWo Betreuung formuliert und nach einem Jahr oder 

anlassbezogen früher, überprüft und neu formuliert werden.  

Bei Terminabsprachen werden beide Seiten, Klient*innen und Betreuer*innen, berücksichtigt.  

Gibt es Probleme in der Betreuung wird dies zum Thema mit den Klient*innen, in der wöchentlichen 

Teamsitzung (Fallbesprechung) oder in einer Supervision und kann auch zu einem 

Betreuungswechsel führen. Sowohl auf Wunsch des Klientel als auch von Seiten des Mitarbeitenden. 

Klient*innen haben die Möglichkeit der Beschwerde durch unser festgeschriebenes und allen 

bekanntes Beschwerdemanagement. 

Bei aggressivem Verhalten oder Intoxikation ist die Betreuer*in angehalten 

diese Situation zu verlassen bzw. den Hausbesuch abzubrechen. Bei Fahrten mit Klient*innen in einer 

Akutphase ist zu beachten, dass man mögliche Risiken vorher abschätzt und ggf. nicht alleine mit 

Klient*innen fährt oder bei Klinikeinweisung einen Krankenwagen bestellt. 

Der Sozialpsychiatrische Dienst arbeitet nach dem PsychKG. Dazu gehört die aufsuchende Tätigkeit 

in der Wohnung und die Beratung in den Räumen des SPZ. Es handelt sich um Menschen in Krisen 

und deren Angehörige. Der SpDi ist vom Gesetz her befugt bei Menschen, die eine Gefahr für sich 

und/ oder andere bedeuten, in Zusammenarbeit mit der Psychiater*in des Gesundheitsamtes und 

des Ordnungsamts, gegen den Willen der Betroffenen einen Klinikaufenthalt einzuleiten. 

Um Menschen dieses Szenario, das einen großen Eingriff in das Leben des Betroffenen bedeutet 

möglichst zu ersparen, ist der SpDi im Vorfeld darum bemüht andere Lösungsmöglichkeiten mit 

Betroffenen zu suchen und wenn nicht anders möglich, von einem freiwilligen Klinikaufenthalt zu 

überzeugen.  
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Beim SpDi besteht die Möglichkeit einen Hausbesuch zu zweit machen, wenn Betroffene nicht 

einzuschätzen sind und eine Eskalation denkbar ist. Zum Eigenschutz kann das geplante Gespräch 

auch im SPZ stattfinden, wo meist mehrere Kollegen*innen vor Ort sind. Dort besteht auch die 

Möglichkeit vom Hausrecht Gebrauch zu machen. 

Auch für Klient*innen des SpDi ist das Beschwerdemanagement zugänglich. 

Entlastungsmöglichkeiten für Mitarbeitende sind genau wie im BeWo die wöchentliche Teamsitzung  

und die Supervision. 

Ebenso ist es möglich, Klient*innen an eine SpDi Kolleg*in einer anderen Region abzugeben, 

wenn die Grenze der Belastbarkeit erreicht ist oder dadurch eine bessere Situation derBetroffenen 

entstehen kann.  

Der Kommunale soziale Dienst versteht sich als Anlauf- u. Informationsstelle zur Beratung und 

Orientierung für Menschen in besonderen Lebenssituationen und deren Angehörigen. 

Die Arbeit erfolgt überwiegend aufsuchend, da es sich häufig um Menschen im fortgeschrittenen 

Alter mit körperlichen Erkrankungen handelt, die nicht mobil sind. 

Bei nicht einschätzbarem oder aggressivem Verhalten von Seiten der Betroffenen wird auch hier der 

Abbruch eines Hausbesuches als deeskalierender Umgang gewählt. Bei Bedarf auch ein Hausbesuch 

zu zweit. 

Fallbesprechung in der wöchentlichen Teamsitzung und in der regelmäßig stattfindenden Supervision 

sind auch hier die Möglichkeit der Reflexion und Entlastung für die Mitarbeiter*innen. 

Beschwerden sind auch hier über das Beschwerdemanagement möglich. 

Die Kontaktstelle bietet ein offenes, niederschwelliges Angebot für Menschen mit psychischen 

Schwierigkeiten an. Hier stehen der Kontakt und die Freizeitgestaltung im Vordergrund. Beratung 

erfolgt bei Bedarf. Es besteht auch die Möglichkeit sich durch einen Peer Counseler beraten zu 

lassen, was für die Besucher auch eine besondere Qualität hat. 

Bei den Angeboten kommen viele verschiedene Menschen zusammen und es gilt auch hier die 

Umsetzung des Leitbildes, nämlich gegenseitiger Respekt, Wertschätzung und Akzeptanz gegenüber 

allen Anwesenden. Bei verbalen Entgleisungen oder aggressivem Verhalten der Besucher*innen 

findet unmittelbar ein klärendes Gespräch statt und die Besucher*innen werden angehalten, dieses 

Verhalten zu unterlassen. Bei Uneinsichtigkeit werden sie gebeten, die Kontaktstelle zunächst an 

diesem Tag zu verlassen. Im wiederholten Fall kann auch ein Verbot zum Betreten der KST 

ausgesprochen werden um alle anderen zu schützen. 

Stark frequentierte Angebote werden mit zwei Mitarbeiter*innen durchgeführt um einer 

Überlastung der Mitarbeiter*innen vorzubeugen und im Falle einer Eskalation besser reagieren zu 

können.  

Es findet zweimal jährlich eine Versammlung aller KST Besucher*innen statt, die zur gemeinsamen 

Planung von Aktivitäten und Besprechung von aufgetreten Problemen genutzt wird. 
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Beschwerdemöglichkeiten finden sich auch hier über das Beschwerdemanagement. 

Die Mitarbeiter*innen haben die Möglichkeit der Fallbesprechung im Team und in der Supervision. 

 

Bereichsleitung u. Teamleitung sind im Hinblick auf Entscheidungen transparent, verbindlich und 

nehmen die Bedürfnisse der Mitarbeiter*innen wahr. Jährliche Mitarbeitergespräche sind 

verpflichtend und dienen der Reflexion der gemeinsamen Arbeit, sowie der Einsatz-und 

Fortbildungsplanung. 

Über schwierige Themen, wie Nähe, Macht und Ohnmacht oder Sexualität besteht eine offene 

Gesprächskultur innerhalb der Teams. 

 

Sozialpsychiatrische Tagesstätten der OGB Gummersbach    
 
Tagesstätte Gummersbach:   
Die Tagesstätte liegt im Zentrum von Gummersbach in einer Wohn- und Geschäftsstraße und ist mit 

öffentlichen Verkehrsmitteln zu erreichen. Die Tageseinrichtung ist montags - donnerstags von 8.00 - 

16.00 Uhr und freitags von 8.00 - 15.00 Uhr geöffnet. 

Die Räumlichkeiten umfassen im Erdgeschoss eine große Küche mit einer Essecke, einen größeren 

Gruppenraum für Veranstaltungen und für therapeutische Aktivitäten. In der vollständig 

eingerichteten Küche wird täglich von Besucher*innen und Mitarbeitern das Mittagessen zubereitet. 

In der ersten Etage wird der größere Raum für Gruppengespräche, Tanzen, Gymnastik und als 

Ruheraum genutzt.  

Im Nachbarhaus haben wir für unsere Arbeits-, Beschäftigungs- und Kunsttherapie eine 

Nutzungsmöglichkeit von ca. 60 m², die in drei Räume unterteilt ist.   

 

Tagesstätte Wipperfürth: 

Die Tagesstätte Wipperfürth liegt ebenfalls im Zentrum der Stadt. Die Räumlichkeiten umfassen in 

der 1. Etage eine geräumige Küche, kombiniert mit einem Esszimmer, was aber auch als 

Gruppenraum genutzt wird. Außerdem besteht eine Sitzecke, ein Raucherraum und eine Nische 

als Ruheraum sowie ein Büro und Besprechungsraum für das Team.  

Die Beschäftigungstherapie wird in einem eigens mit Mobiliar, Geräten und Material bestückten 

Raum durchgeführt. Eine Erweiterung ermöglicht die Nutzung von drei zusätzlichen Räumen für, 

Besprechung und Arbeitstherapie. In der 2. Etage, die auch von der Kontaktstelle mitgenutzt wird, 

steht noch ein großer Gruppenraum und eine Küche zur Verfügung. 

 

Beide Tagesstätten sind eingebunden in die jeweiligen Kontaktzentren mit Kontaktstellen, 

Betreutem Wohnen und dem Sozialpsychiatrischen Dienst. Die Tagesstätten haben separate 
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Räumlichkeiten und sind in der inhaltlichen Gestaltung des Tagesablaufes eigenständig und von 

anderen Angeboten und Aktivitäten des Kontaktzentrums unabhängig. 

 

Die Einrichtungen benötigen einen ausreichenden Personalschlüssel. In den Sozialpsychiatrischen 

Tagesstätten der OGB Gummersbach werden insgesamt ca. 45 Klient*innen betreut. Die 

Mitarbeiter*innen der Tagesstätten setzen sich nach Berufsgruppen wie folgt zusammen: 

Heilerziehungspfleger*innen, Ergotherapeut*innen, Pflegefachkräfte, Erzieher*innen 

(Die Beschäftigungsanteile sind in Vollzeit bzw. Teilzeit so belegt, dass je Tagesstätte eine 

Stellenbesetzung von 3 Vollzeitstellen vorliegt). In jeder Tagesstätte ist zusätzlich eine geringfügig 

Beschäftigte Reinigungskraft tätig. 

Der Dienstplan wird ausgewogen gestaltet, sodass sowohl Dienstplanwünsche als auch notwendige 

Regenerationszeiten berücksichtigt werden können.  

Die Klienten werden in die unterschiedlichen Beschäftigungsangebote eingebunden. Insbesondere 

sind hierbei die Bereiche Gartenarbeit, Reinigungsarbeiten und Arbeiten im hauswirtschaftlichen 

Bereich zu nennen. Dabei wird darauf geachtet, keinen der Klienten zu überfordern. Nach den 

Beschäftigungsangeboten finden Nachbesprechungen statt, in denen den Klient*innen die 

Möglichkeit gegeben wird, Rückmeldung zu der Arbeit, zu seiner eigenen Befindlichkeit zu geben. 

Eine Förderung der Klient*innen steht hierbei im Vordergrund und einer Überforderung ist 

entgegenzuwirken. Regelmäßige Rücksprachen mit Fachärzten und Reflexion in Übergaben und 

Fallbesprechungen, sowie mit den jeweiligen Bezugsbetreuern sind hierbei Hilfsmittel zur 

Einschätzung der Klient*innen.  

Durch soziotherapeutische Begleitung sollen die Klient*innen zu einer weitestgehend selbständigen 

und eigenverantwortlichen Alltagsbewältigung befähigt werden. Ziel der Leistungen ist es, 

Klinikaufenthalte zu vermeiden oder zu verkürzen. 

In der täglich stattfindenden Hausrunde können Anfragen formuliert werden, deren Umsetzung in 

der Teamsitzung besprochen wird. Die Wochenplanung findet unter Berücksichtigung der 

individuellen Termine eines jeden Klienten statt.  

Die Klient*innen der Tagesstätte sind über die Möglichkeit zur Beschwerde informiert und werden 

angehalten, auch den Beirat zu nutzen, um bei Beschwerden unterstützt zu werden.       

In täglich stattfindenden Übergaben, sowie 1x wöchentlich stattfindender Teamsitzung und 

regelmäßiger Supervision, finden intensive Fallbesprechungen statt.  

In den oben erwähnten Übergaben, Teamsitzungen und Supervisionen werden zusätzlich zu jedem 

einzelnen Klient*innen, schwierige Situationen und Alltagskonflikte der Klient*innen untereinander 

oder auch Kritik an Mitarbeitenden thematisiert und weiterverfolgt. Die Reflexion erfolgt in der 

Teamsitzung, zusätzlich zur Verlaufsdokumentation wird bei Fallbesprechungen oder auch bei 
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besonders relevanten Ereignissen, ein von der IGHP vorgesehener Vordruck ausgefüllt. Die 

Supervision ermöglicht eine zusätzliche externe Beratung. 

Der Umgang mit aggressiven Verhalten innerhalb der Gruppe der Klient*innen und auch gegenüber 

Mitarbeitenden, wird: 

1.- durch die Hausordnung und den Betreuungsvertrag geregelt. (Jegliche Form von Gewalt und 

Gewaltandrohung kann zu Maßnahmen bis hin zur Entlassung führen.)  

2. - werden Lösungen in Gesprächen gesucht.  

Mitarbeitende haben die Möglichkeit, sich im Team Rückmeldungen zu holen und zu geben. Ein 

offener Umgang untereinander und regelmäßige Fortbildungsveranstaltungen begünstigen eine 

professionelle Auseinandersetzung mit individuellen Problemen. Unangemessenes Verhalten von 

Mitarbeitenden gegenüber Klient*innen ist ebenfalls in den Besprechungsrunden zu thematisieren 

und zu reflektieren. Sollte es zu so einer verbalen Grenzüberschreitung gekommen sein, ist die 

Einrichtungsleitung und die Bezugsbetreuung einzubeziehen und ein klärendes Gespräch mit der 

jeweiligen Klient*in zu suchen. Fachlich wird die verbale Grenzüberschreitung in der Supervision 

bearbeitet. 

Die Leitung ist im Hinblick auf Entscheidungen transparent, verbindlich und nimmt die Bedürfnisse 

der Mitarbeiter*innen wahr. Jährliche Mitarbeitergespräche sind verpflichtend und dienen der 

Reflexion der gemeinsamen Arbeit, sowie der Einsatz- und Fortbildungsplanung.  

 

Besondere Wohnformen: 
Dr. Dieter Fuchs Haus; Hof Sonnenberg; Lindenhof; Hof Müllerheide 
Haus Nümbrecht; Winterschule; Landwehrhaus; Pattberghaus; 
Zirrerhaus 
 

Körperliche Gewalt wird in unserer Einrichtung nicht geduldet. Dies ist im Hausvertrag und in den 

individuellen Hausordnungen festgelegt. 

Mitarbeitende und Bewohner*innen müssen im Falle von Ausübung körperlicher Gewalt, wenn sie 

nicht aus Eigenschutz unerlässlich war, mit ihrer Kündigung rechnen. Falls Bewohner*innen aus einer 

akuten Erkrankung oder eines Rückfalls heraus gewalttätig werden, ist es die oberste Pflicht der 

anwesenden Mitarbeiter*in, die anderen Bewohner*innen und sich selbst zu schützen. Gewalt darf 

nur von der Polizei angewandt werden, die im Bedarfsfall zur Hilfe gerufen werden muss. In solch 

einem Fall wird in der Regel ein Krankenhausaufenthalt für die Betreffende in Frage kommen. Falls 

gewalttätige Vorfälle gegen Mitbewohner*innen oder Mitarbeiter*innen sich häufen, bzw. regelmäßig 

Sachbeschädigungen ausgeübt werden, suchen wir gemeinsam mit den Klient*innen, Angehörigen 

und eventuell der amtlichen Betreuer*in eine alternative Versorgungsform.  
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Um schon im Vorfeld Gewaltausbrüche zu verhindern, wird den Mitarbeiter*innen ein 

Deeskalationstraining angeboten. Auch die regelmäßig stattfindende Supervision dient der 

Gewaltprävention. Im Bedarfsfall kann auch Einzelsupervision in Anspruch genommen werden.  

Viel häufiger gibt es in Heimeinrichtungen und besonderen Wohnformen Formen von struktureller 

Gewalt. Dies kann die Einteilung von Taschengeld und Zigaretten sein, Besuchsverbote von 

bestimmten Personen oder das Abschließen von Kühlschrank, Küche oder Wohnzimmer. Diese 

Maßnahmen werden zu Teilen und in Einzelfällen ihre Berechtigung haben. Um zu verhindern, dass sie 

willkürlich angewandt werden, muss eine solche Maßnahme begründet in der Hilfeplanung 

dokumentiert sein und regelmäßig während der Fallbesprechungen im Team und der Supervision 

nach der aktuellen Notwendigkeit überprüft und dokumentiert werden.  

Um strukturelle und auch körperliche Gewalt zu vermeiden, ermuntern wir die Bewohner*innen ihre 

Rechte einzufordern und versuchen im Vorfeld gemeinsam eine Lösung für auftauchende Probleme 

zu finden. Dies geschieht häufig im Rahmen der regelmäßig stattfindenden Hausrunden. Falls 

Klient*innen oder Mitarbeiter*innen mit dem Ergebnis nicht zufrieden sind, werden andere Lösungen 

ausprobiert. 

Individuelle Maßnahmen, die gegen den Willen eines Klienten eingeführt werden, müssen immer 
im Team mit dem Einrichtungsleiter und dem amtlichen Betreuer abgestimmt werden. 
 
Die stationären Einrichtungen benötigen darüber hinaus einen ausreichenden Personalschlüssel. 

Dieser ist individuell festgelegt und an Bewohner*innenanzahl und Bedarf (Nachtbereitschaft, u.a.) 

ausgerichtet.  

Der Dienstplan wird ausgewogen gestaltet, sodass sowohl Dienstplanwünsche als auch notwendige 

Regenerationszeiten berücksichtigt werden können.  

Das multiprofessionelle Mitarbeiterteam umfasst pädagogische, sozialarbeiterische, 

ergotherapeutische, heilerziehungspflegerische und pflegerische Fachkräfte. 

Die Diagnostik und Bedarfsermittlung erfolgt bei Aufnahme vorerst durch die einweisende Stelle, 

meist das Zentrum für seelische Gesundheit, Klinik Marienheide. Bei freier Arztwahl, werden im 

weiteren Verlauf die Bewohner*innen niedergelassenen Fach- und Hausärzten vorgestellt. 

Die Bewohner*innen werden in die unterschiedlichen Beschäftigungsangebote eingebunden. 

Vordergründig sind hierbei die arbeitstherapeutischen Bereiche der jeweiligen Einrichtungen zu 

nennen, diese umfassen unter anderem Arbeiten in Landwirtschaft und Schreinerei, Gartenarbeit 

und alle Arbeiten im hauswirtschaftlichen Bereich. Dabei wird darauf geachtet, keinen der 

Bewohner*innen zu überfordern. Die täglich mehrfach stattfindenden, gemeinsamen 

Arbeitsbesprechungen dienen einerseits der Aufteilung der anstehenden Arbeiten, dienen 

gleichzeitig aber auch als Forum um die bisherige Verteilung zu evaluieren und ggfls. anzupassen. 
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Eine Förderung der Bewohner*innen steht hierbei im Vordergrund und einer Überforderung ist 

entgegenzuwirken. Regelmäßige Rücksprachen mit Fachärzten und Reflexion in Übergaben und 

Fallbesprechungen, sowie mit den jeweiligen Bezugsbetreuern sind hierbei Hilfsmittel zur 

Einschätzung der Bewohner.  

Der Einrichtungen haben ausschließlich Einzelzimmer, jede Bewohner*in verfügt über einen 

Schlüssel zu ihrem Zimmer. Die Zimmer sind möbliert, jedoch werden persönliche 

Gestaltungswünsche berücksichtigt. Alle Gemeinschaftsräume sind gemeinschaftlich nutzbar, zudem 

stehen in allen Einrichtungen attraktive Aussenbereiche zur Verfügung.   

Übernachtungsbesuche außerhalb der Einrichtung und der Kontakt zu Familien und Freunden 

werden grundsätzlich gefördert. Einem Besuch wird lediglich dann nicht zugestimmt, wenn dieser in 

der Ausgangssperre nach Rückfälligkeit liegt oder die Bewohner*innen nachweislich psychisch oder 

physisch gefährdet. 

Bewohner*innen werden angehalten, Besuch so zu planen, dass diese nicht mit der Durchführung 

der Einheiten zur Schaffung von Tagesstruktur kollidieren, jedoch erfolgt die Wochenplanung unter 

Berücksichtigung der individuellen Termine einer jeden Bewohnerin ausnahmslos wohlwollend.  

Die Bewohner*innen werden motiviert, entsprechend ihrer Neigungen aktiv zu werden und 

Aktivitäten auch außerhalb der Einrichtung durchzuführen und dort entsprechende Kontakte zu 

knüpfen.  

Die Bewohner*innen unser Einrichtungen sind über die Möglichkeit zur Beschwerde informiert und 

werden angehalten, auch den Heimbeirat zu nutzen, um bei Beschwerden unterstützt zu werden.       

In regelmäßigen Übergaben, Teamsitzungen und Supervisionen, finden intensive 

Fallbesprechungen statt.  

Für Bewohner*innen, die Hilfen z.B. bei der Wäschepflege benötigen, wird ein Plan erarbeitet, an 

dem sich die Mitarbeiter*innen gemeinsam mit den Bewohner*innen orientieren können. So wird 

auch einer Vernachlässigung vorgebeugt. Keine Bewohnerin wird zur Grundpflege gezwungen. 

Bewohner*innen, die jedoch aufgrund ihrer Erkrankung Hilfen benötigen, bekommen diese z.B. als 

Erinnerungshilfe (Wasch- und Duschpläne etc.). Die Hilfen werden in der täglichen 

Verlaufsdokumentation dokumentiert.  

In den oben erwähnten Übergaben, Teamsitzungen und Supervisionen werden zusätzlich zu jeder 

einzelnen Bewohnerin, schwierige Situationen und Alltagskonflikte der Bewohner*innen 

untereinander oder auch Kritik an Mitarbeitenden thematisiert und weiterverfolgt. Die Reflexion 

erfolgt in der Teamsitzung, zusätzlich zur Verlaufsdokumentation wird bei Fallbesprechungen oder 

auch bei besonders relevanten Ereignissen, ein von der IGHP vorgesehener Vordruck ausgefüllt. Die 

Supervision ermöglicht eine zusätzliche externe Beratung. 
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Der Umgang mit aggressiven Verhalten innerhalb der Bewohnergruppe und auch gegenüber 

Mitarbeitern, wird: 

1.- durch die Hausordnung und den Hausvertag geregelt. (Jegliche Form von Gewalt und 

Gewaltandrohung kann zu Maßnahmen bis hin zur Entlassung führen.)  

2. - werden Lösungen in Gesprächen gesucht.  

Die Leitung ist im Hinblick auf Entscheidungen transparent, verbindlich und nimmt die Bedürfnisse 

der Mitarbeitenden wahr. Jährliche Mitarbeitergespräche sind verpflichtend und dienen der 

Reflexion der gemeinsamen Arbeit, sowie der Einsatz- und Fortbildungsplanung.  

Über schwierige Themen, wie Nähe und Distanz, Macht und Ohnmacht oder Sexualität besteht eine 

offene Gesprächskultur, innerhalb des Teams wie auch in den Gesprächsgruppen mit den 

Bewohnern. 
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